
»Wir müssen uns in den nächsten Jah-
ren um die Inklusion kümmern«,

sagte Pit Clausen (SPD) im TV-Duell vor
der Stichwahl um das Amt des Oberbürger-
meisters. »Die Menschen mit Behinderungen
haben einen Anspruch darauf, in allen Le-
bensbereichen teilhaben zu können«.

Seit dem die Förderschulen weggefallen
sind, sollen behinderte Menschen in allen
Schulen »inkludiert«, also alle Kinder in al-
len Fächern gemeinsamen Unterricht erhal-
ten.  Allerdings gelingt das nicht überall, wie
das jüngste Beispiel der Stapenhorstschule
zeigt. Die hatte sich wegen Raumknappheit

Keine Teilhabe im Turnraum
In älteren Schulgebäuden ist Inklusion nicht immer möglich. 
Ein Beispiel zeigt Rouven Ridder anhand der Stapenhorstschule

2 Politik Geschichte

Kaum günstige Wohnungen
Für Betuchte ist die Wohnungssuche kein Problem. Für Sozialleistungsberechtigte wird es
jedoch immer enger auf dem Bielefelder Wohnungsmarkt. Bernhard Wagner berichtet

Maximal 327 Euro, mehr erhalten Er-
werbslose, Kranke und Rentner, die

Arbeitslosengeld II oder Grundsicherung
bekommen, nicht für die Kaltmiete eines
Einpersonenhaushaltes. Doch so billige
Wohnungen gibt es kaum mehr. »Seit 2005
gilt der Betrag«, sagt der Sozialpolitiker der
Linkspartei, Dirk Schmitz. »Die Mieten sind
aber inzwischen stark gestiegen«. Diesen
Trend bestätigt auch der örtliche Woh-
nungsmarktbericht. Im Jahr 2010 gab es
noch rund 1.200 Angebote für entsprechend
günstige Wohnungen, 2013 waren es grade
noch 380.

Ulrike Gieselmann von der Sozialbera-
tungsstelle Widerspruch e.V. schätzt, dass
etwa ein Drittel der rund 20.000 Hartz-IV-
Haushalte in Bielefeld bei ihrer Miete zu-
zahlen. Trotz ihres schmalen Budgets für
den Lebensunterhalt. Im Durchschnitt etwa

60 Euro im Monat. Sie sparen sich die zu-
sätzlichen Mietkosten regelrecht vom Mun-
de ab.

Erhöhung beantragt

Die Linkspartei hat deshalb im Stadtrat eine
Erhöhung für die Kosten der Unterkunft be-
antragt, welche die Kommune für Sozialleis-
tungsberechtigte übernimmt. Sie kann sich
dabei auf ein Urteil des Bundessozialgerich-
tes berufen. Das Gericht hatte den Kommu-
nen die Vorlage eines schlüssigen Konzeptes
auferlegt, nach dem die Wohnungskosten be-
rechnet werden können. Denn was in Her-
ford als angemessene Miete gelten kann, ist
im teuren Düsseldorf wenig wert. »Dieses
Konzept fehlt in Bielefeld vollständig«, be-
mängelt Dirk Schmitz. Belastbare Zahlen, ob
der Wohnungsmarkt überhaupt genug güns-
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um den Umzug in die Räume der Guten-
bergschule beworben. Den Zuschlag dafür
erhielt aber das Abendgymnasium. Nun
muss die Stapenhorstschule an der Siechen-
marschstraße erweitert werden. 

Neuer Anbau kommt

Ein neuer Anbau soll entstehen, direkt auf
dem Lehrerparkplatz. Während dann die Pä-
dagogen auf die Suche nach alternativen
Parkmöglichkeiten gehen, darf die Schule
die Nutzung ihrer Räume umstrukturieren.
Im neuen Bau zum Beispiel so: Lager- und
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tigen Wohungraum bietet, liegen auch dem
Sozialamt nicht vor. Leiterin Susanne Schulz
weiß, dass es in »Einzelfällen schwierig sein
kann, eine Wohnung zu finden«. Allerdings
verweist sie darauf, dass Bielefeld im Vergleich
zu anderen Kommunen die Kosten der Un-
terkunft flexibel und großzügig handhabe. So
würden für einen Einpersonenhaushalt 53 qm
statt der vorgeschriebenen 50 anerkannt. Für
energetisch sanierten Wohnraum gibt es einen
Klimabonus und für soziale Härten existieren
zahlreiche Ausnahmeregelungen.

Obwohl alle anderen Ratsfraktionen eine
Anpassung der Unterkunftskosten verweiger-
ten, gibt sich die Linksfraktion noch nicht ge-
schlagen. Sozialpolitiker Schmitz ermuntert
nun die Betroffenen, den Rechtsweg zu be-
schreiten: »Wer klagt hat sehr gute Chancen,
dass die Stadt auch höhere Unterkunftskosten
übernehmen muss«.

Kriegsspiele 

Der 18. November 1914 war im Bielefel-
der Westen ein denkwürdiger Tag. Um

die Mittagszeit standen sich in der Schloßhof-
straße zwei »feindliche Heere« gegenüber, die
mit »meterlangen Zaunlatten« bewaffnet wa-
ren und keinen Zweifel darüber aufkommen
lassen wollten, »übereinander herzufallen und
im schrecklichsten Nahkampf den Gegner zu
verprügeln«. Es waren Schüler der Bosse-Mit-
telschule und der 10. Bürgerschule, die in der
Gutenbergschule ihr Domizil hatte. Wahr-
scheinlich standen sich die Schüler nicht das
erste Mal feindselig gegenüber, gerade so, wie
Jahre später Erich Kästner im ›Fliegenden
Klassenzimmer‹ die Rivalität benachbarter
Schulen beschreiben sollte. 

Auf die Zeitgenossen wirkten die Novem-
ber-Ereignisse allerdings alarmierend, sahen
sie doch eine »Verrohung der Jugend«, die nur
vor dem Hintergrund des Krieges zu erklären
war. Vor allem die Waffen irritierten, deren
Einsatz unvermeidliche, blutige Folgen ge-
habt hätte, wenn nicht einige beherzte Män-
ner energisch eingegriffen und die Schüler
»entwaffnet« hätten. Die Schüler ließen jedoch
nicht von ihrem Vorhaben ab und nahmen
sich stattdessen »Heckenknüttel«. Weil sich
aber die Erwachsenen beharrlich weiter ein-
mischten, gaben die Schüler letztlich auf. Ein
»unfreiwilliger Waffenstillstand«, der wahr-
scheinlich nicht lange halte, kommentierte die
sozialdemokratische Volkswacht.

Nicht alle drängen 
in Jugendwehren

Seit den ersten Augusttagen konnte man al-
lerorten beobachten, dass Krieg spielen »vom
dreijährigen Knirps an bis zum achtzehnjäh-
rigen Primaner« angesagt war. Dass der Krieg
auch im Bewusstsein der Minderjährigen ei-
ne besondere Rolle spielte, war zumindest je-
nen Gruppen in der wilhelminischen Gesell-
schaft recht, die ihn als Notwendigkeit ansa-
hen. Allerdings sollte die jugendliche
Begeisterung kontrolliert ablaufen und an der
Heimatfront schon gar nicht zu Verletzungen
führen. Die sechzehn- bis achtzehnjährigen
Jungen sollten sich vielmehr in die Jugend-
wehren einreihen, zu deren Beitritt Landrat
Dr. August Beckhaus gemeinsam mit den Ju-
gendvereinen der Stadt erstmals am 30. Sep-
tember 1914 aufgerufen hatte. 
Auch hier spielten die beiden Schulen eine
wichtige Rolle. Während sich ältere Jugend-
liche der Geburtsjahrgänge 1892 bis1895 in
der 1. Bürgerschule an der Sudbrackstraße
und der Bosseschule melden sollten, waren für

die Sechzehn- bis Achtzehnjährigen die heu-
tige Stapenhorstschule und die Gutenberg-
schule vorgesehen. Der Landrat und nicht zu-
letzt das für Jugendwehren zuständige Kriegs-
ministerium appellierten an die Ehre und das
Pflichtgefühl der Jugendlichen, die Teilnah-
me war jedoch freiwillig. Der Andrang war
im Oktober 1914 zwar groß, von Berlin bis
Bielefeld klagten aber die Verantwortlichen,
dass sich längst nicht alle Jugendlichen gemel-
det hatten. 

Gespielte Gefechte 
auf der Ochsenheide

Die vormilitärische Ausbildung in den Ju-
gendwehren sah weder Kriegsspiele noch das
Nachspielen von Schlachten vor. Darauf wies
zwar wiederholt das Kriegsministerium hin,
die Bielefelder Kompagnien kümmerte das
aber wenig: Auf der Ochsenheide, am Düm-
mer oder an der Möhnetalsperre wurden
manche Gefechte ausgefochten, die bei den
Jugendlichen nicht selten Blessuren hinter-
ließen. Ziel der Ausbildung war vielmehr,
körperlich fitter zu werden, die Kondition zu
stärken und die Wahrnehmung zu schulen,
um sich auch in fremdem Gelände sicher be-
wegen zu können. Waffen sollten nicht ein-
gesetzt und das Exerzieren auch nicht geübt
werden. 

Das Kriegministerium setzte den Patriotis-
mus der Jugendlichen voraus, stellte aber fest,
dass sich im Laufe des Krieges immer weniger
»Jungmannen«, wie sie im zeitgenössischen
Duktus bezeichnet wurden, für diese Freizeit-
beschäftigung begeistern ließen. Im Ministe-
rium mutmaßte man, dass Eltern ihre Spröss-
linge wegen möglicher Verletzungen von den
organisierten Kriegsspielen fernhielten und
Arbeitgeber ihren Jungarbeitern samstags
nicht freigeben wollten, weil diese nach dem
Wochenende völlig erschöpft zur Arbeit ka-
men. Die ständigen Appelle nutzten wenig,
bis 1918 nahm die Anzahl der Bielefelder Ju-
gendkompagnien stetig ab. 

Am ersten Schultag nach der Generalmo-
bilmachung erfuhren die meisten Bielefelder
Schülerinnen und Schüler, dass ihre Sommer-
ferien früher beginnen würden. Die Turnhal-
len vieler Schulen wurden benötigt, um die
Rekrutierung und Einkleidung der wehrfähi-
gen Männer zu organisieren. Während im
Ratsgymnasium täglich Briefe von Eltern ein-
gingen, die ihren minderjährigen Söhnen er-
laubten, sich als Kriegsfreiwillige zu melden
und gegebenenfalls vorzeitig das Abitur abzu-
legen, versammelten sich die Schülerinnen der
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Luisenschule in der Turnhalle, wo sie ihr Rek-
tor ermahnte, »für die ausziehenden Truppen
morgens und abends zu beten.« Auch die
Schülerinnen der Cecilienschule wurden von
ihrem Direktor mit den Worten verabschie-
det, dass beten und arbeiten »der beste Kriegs-
ruf der Daheimgebliebenen« sei. 

Nach den Sommerferien wurde der Unter-
richt regelmäßig unterbrochen, wenn es einen
Sieg zu feiern gab. »Siegfrei« war in aller Mun-
de und wurde bald heftig kritisiert, weil vie-
le Jugendliche nicht an patriotischen Feiern
teilnahmen, sondern Zigarette rauchend
durch die Straßen zogen. Um der »Verrohung
der Jugend« Einhalt zu gebieten, wurden die
siegfreien Schulstunden erheblich einge-
schränkt und das Rauchen von Jugendlichen
unter sechzehn Jahren in der Öffentlichkeit
verboten. Bielefeld erhielt wie alle anderen
Städte auch das Recht, Platzverweise auszu-
sprechen, wenn Jugendliche »herumlunger-
ten«. 

Der Unterricht wurde aber weiterhin un-
terbrochen durch Sammelaktionen, die im-
mer mehr Raum einnahmen. Anfangs sam-
melten Schülerinnen und Schüler in Familie
und Nachbarschaft Edelmetalle, bald war es
Säuglingswäsche für arme Familien, Obstker-
ne und Kräuter für Patienten des Kranken-
hauses und regelmäßig Geldbeträge für die

Werkraum im Keller, Klassenraum und Toi-
lettenanlage im Erdgeschoss, Verwaltungs-
trakt und Lehrerzimmer ganz oben. Mit den
dadurch frei werdenden Kapazitäten im al-
ten Bau könnte so schon einmal die Erwei-
terung der Mensa erfolgen. Und die ist seit
der Einführung der Ganztagsschule drin-
gend nötig.

Ein neuer Aufzug soll die neuen Räume
auch für gehbehinderte Menschen erreich-
bar machen. Aber aus baulichen Gründen
gilt das nicht für alle Bereiche: Der Gymnas-
tikraum am Ende des Dachfirstes bleibt nach
wie vor für diese Menschen unerreichbar.
»Das würde schwierig werden«, sagte Stefan
Jüncker vom Immobilien-Service-Betrieb
(ISB), der der Stadt Bielefeld den Vorentwurf
vorgelegt hat. Und dieser Vorschlag sei auch
so angenommen worden, und der Architekt
bereits mit der Umsetzung beauftragt. Das
Problem sei die unterschiedliche Dachhöhe.
»Es geht einfach nicht aufgrund des Baus«,
sagte Jüncker. Und daher sei ein solches Vor-
haben nicht nur technisch nicht möglich,
sondern gar »illusorisch«.

Wolfgang Baum, Vorsitzender des Beirats
für Behindertenfragen, kannte das Vorhaben
gar nicht. »Normalerweise werden uns alle
Vorhaben dieser Art für eine Stellungnah-
me vorgestellt«. Allerdings tagt der Beirat
derzeit nicht. »Wir haben erst im August
Neuwahlen. Im September sind dann die ers-
ten konstituierenden Sitzungen«.

Es gibt also zwei Möglichkeiten: Die
Schule weicht auf andere Turnhallen aus.
Oder Eltern mit gehbehinderten Kindern
schicken ihre Zöglinge auf eine andere Schu-
le.

In der Stapenhorstschule bleibt der Turnraum für gehbehinderte Menschen unerreichbar.

Kirchenumbau vollendet

IN KÜRZE

Der Anbau an der Johanniskirche wurde
inzwischen eröffnet. Und mit Verzögerung
konnte auch das Büro der Lydia-Gemein-
de einziehen. »Denn der Telefonan-
schluss konnte erst drei Wochen nach Er-
öffnung aktiviert werden«, sagte Pastor
Christoph Steffen.

»Alle Tage. Weiter Raum«: so lautete das
Motto des Um- und Anbaus. Um die Be-
triebskosten zu senken, plante die Lydia-
Gemeinde schon vor sechs Jahren, sich zu
verkleinern. Das alte Gemeindehaus soll
aufgegeben und vermietet werden, die
Gemeindearbeit mit in die Kirche einzie-
hen. Ein Teil des alten Gemeindehauses
ist bereits vermietet.

Architekt Thomas Brewitt hat ganze Ar-
beit geleistet, dem Anbau durch ein Be-
leuchtungskonzept viel Sonnenlicht ver-
liehen und zusätzliche Räume unter der
Kirchenempore mit Glaswänden geschaf-
fen. Neu ist auch: Der Anbau ist ab jetzt
durch einen ebenerdigen Eingang auf
der Rückseite barrierefrei. Die Kirchen-
uhr soll nach Wochen des Stillstands üb-
rigens ebenfalls wieder laufen.

Schul-Container sind weg

Auf der Wiese neben dem Max-Planck-
Gymnasium (MPG) herrscht wieder freie
Sicht in Richtung Alm: 70 Container auf
drei Geschossen wurden abgebaut, die
dort den provisorischen Unterricht der
Schüler beherbergt hatten.

Fast fünf Jahre stand die Containersied-
lung auf der Wiese, die vorher gerne zum
Bolzen benutzt wurde. Währenddessen
musste das alte MPG nach Asbestfunden
saniert werden.

Das Fundament der Siedlung, ein Ras-
ter aus Betonteilen, steht nach dem Ab-
bau der Container dort noch immer. Of-
fen ist, wann auch dieses entfernt werden
und wann sich an der Stelle wieder bol-
zen lässt.

Vor 100 Jahren griff der

Erste Weltkrieg auch tief in

das Leben der Bielefelder

Kinder und Jugendlichen

ein. Zu Jugendwehren, 

Verzicht und siegfreien

Schulstunden hat 

Bernd J. Wagner 

recherchiert

Kriegsanleihen. Hinzu kamen Aktionen für
die im Felde stehenden Soldaten. So nähten,
häkelten und strickten schon 1914 die Schü-
lerinnen der Cecilienschule in ihren Handar-
beitsstunden Pulswärmer, Ohren- und Knie-
wärmer, Leibbinden, Kopfhüllen und
Strümpfe für die Soldaten. In der Weihnachts-
zeit wurden tausende Päckchen gepackt und
Briefe mit Durchhalteparolen an fremde Sol-
daten geschrieben.

Schlange stehen 
vor der Suppenküche

Je länger der Krieg dauerte, desto gravieren-
der war der Verzicht in allen denkbaren Le-
bensbereichen, den auch Kinder und Jugend-
liche leisten mussten. Um Leder zu sparen,
sollten sie im Sommer barfuß laufen und ih-
re Kleidung wegen Stoffmangels pfleglich be-
handeln. 

Wesentlich einschneidender war der Hun-
ger. Es gab zu wenige Kartoffeln, zu wenig
Brot, zu wenig Fette. Bereits zu Beginn des
Krieges waren in Bielefeld mehrere Volkskü-
chen eingerichtet worden, deren Klientel von
Jahr zu Jahr zunahm. Alleinerziehende Müt-
ter, deren Männer eingezogen oder bereits ge-
fallen waren, Kinder, Jugendliche und alte
Menschen waren Dauergäste dieser Einrich-
tungen, denen es immer schwerer fiel, die
Menschen satt zu machen. Mangelernährung
stand auf der Tagesordnung und war in die
Gesichter geschrieben. Wenige Wochen vor
dem Ende des Krieges, im September 1918,
stellte der Arzt und Stadtverordnete Dr. Vik-
tor Esau fest, dass vor allem junge Mädchen
wegen schlechter Ernährung der Arbeit in den
Fabriken nicht gewachsen waren.

Nach vier Jahren Krieg war die Euphorie,
die 1914 längst nicht alle Menschen erfasst
hatte, gänzlich gewichen. In Zeitungsanzei-
gen wurden »hoffnungsvolle«, »im blühenden
Alter stehende« Männer betrauert, die nur 18,
19 oder 20 Jahre alt geworden waren. Kinder
und Jugendliche mussten auch in Bielefeld er-
kennen, dass ihnen vier Jahre ihrer Kindheit
geraubt worden waren. Sie alle wurden in ei-
ne unsichere Zukunft entlassen.

Bernd J. Wagner, Historiker im Stadtar-
chiv. Demnächst erscheint in den Ravens-
berger Blättern ein Aufsatz von ihm: Zwi-
schen vaterloser Familie und vaterländi-
schen Pflichten: Kindheit und Jugend in
Bielefeld während des Ersten Weltkriegs
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